
 

 
 

 

 

 

 
 

 

An den Vorsitzenden  

des Ausschusses für Soziales,  

Senioren und Inklusion 

Herrn Güven Erkurt 

 

- per Mail - 
28.04.2026 

 
Anfrage zu Integrationskursen 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Erkurt, 

wir bitten Sie, unsere nachfolgende Anfrage auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Ausschusses für Soziales, Senioren und Inklusion zu setzen. 

 

Anfrage: 

1. Welche Auswirkungen haben die Einsparmaßnahmen des Bundesamtes für Migration 

und Flüchtlinge (BAMF) bei den Integrationskursen auf die VHS Paderborn betreffend 

a. der Zahl der angebotenen Kurse 

b. der Zahl der Teilnehmenden 

c. der Erstattung von Kosten durch das BAMF und damit 

d. der Bereitstellung von Personal? 

2. Betreffen die Kürzungen auch andere Träger im Gebiet der Stadt Paderborn? 

3. Hat es TeilnehmerInnen gegeben, die ihre Kurse abbrechen mussten oder aufgrund der 

Änderungen gar nicht erst in den Kurs aufgenommen wurden? 

4. Hat es Veränderungen bei den Wartelisten gegeben und wenn ja, welche? 

5. Hat sich die Wartezeit auf einen Integrationskurs verändert? 

6. Gibt es im Stadtgebiet bereits konkrete Alternativen – etwa Sprachcafés oder 

ehrenamtliche Initiativen –, die diese Lücke kurzfristig füllen können, um eine soziale 

Isolation der Betroffenen zu verhindern? 

7. Wird beispielsweise geprüft, ob Landesmittel oder andere Fördertöpfe mobilisiert werden 

können, um das Angebot vor Ort stabil zu halten? 

8. Inwieweit findet zwischen der Stadtverwaltung und dem Kommunalen 

Integrationszentrum des Kreises eine koordinierte Abstimmung statt, um mögliche 

Versorgungslücken ggf. gemeinsam aufzufangen? 

SPD-Fraktion im Rat der Stadt Paderborn 

Kilianstraße 2 

33098 Paderborn 

Telefon 0 52 51 – 28 22 23 

 



 

 
 

Begründung:  

Die seit Februar geltende Verschärfung der Zugangsbeschränkungen des Bundesamtes für 

Migration und Flüchtlinge (BAMF) für die Teilnahme an Integrationskursen könnte erhebliche 

Auswirkungen auf das lokale Kursangebot unserer Stadt haben. Die Änderungen bergen das 

Risiko, das lokale Bildungsangebot für Zugewanderte nachhaltig einzuschränken. Zudem 

könnten sie die arbeitsmarktpolitische Integration beeinträchtigen und zu einer sozialen Isolation 

der Zielgruppen führen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Daisy Höcker 


